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 b) die Änderung des Bundes-Behindertengleichstellungsgesetzes; 

 c) die Annahme des Nationalen Aktionsplans Behinderung 2022-2030 im Juli 
2022; 

 d) die Annahme des Inklusionspakets im Jahr 2017; 

 e) die Annahme des Bundesgesetzes 
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Menschen mit Behinderungen bei der Ausarbeitung und Umsetzung von Gesetzen und Re-
gelungen zur Umsetzung des Übereinkommens eng zu konsultieren und aktiv einzubeziehen. 

14. Unter Hinweis auf seine Allgemeine Bemerkung Nr. 7 (2018) und seine früheren 
Empfehlungen6 empfiehlt der Ausschuss dem Vertragsstaat, auf der Bundes- wie auf 
der Länderebene Gesetze zur Einführung strukturierter Verfahren zu erlassen, durch 
die Organisationen von Menschen mit Behinderungen bei der Ausarbeitung und Um-
setzung von Gesetzen und Regelungen zur Umsetzung des Übereinkommens und beim 
entsprechenden Monitoring eng konsultiert und aktiv einbezogen werden. 

15. Der Ausschuss ist darüber besorgt, dass es keine etablierten Verfahren zur Umsetzung 
seiner aus dem Verfahren für Mitteilungen von Einzelpersonen hervorgegangenen Empfeh-
lungen gibt. 

16. Der Ausschuss empfiehlt dem Vertragsstaat, auf Bundes- und auf Länderebene 
Verwaltungs- und Gerichtsverfahren zur Umsetzung der aus der Prüfung von Mittei-
lungen von Einzelpersonen hervorgegangenen fallspezifischen Empfehlungen sowie 
Verfahren zur Umsetzung der aus der Prüfung von Mitteilungen von Einzelpersonen 
hervorgegangenen allgemeinen Empfehlungen, die häufig gesetzgeberische oder regu-
latorische Maßnahmen erfordern, einzurichten. 

 B. Spezifische Rechte (Art. 5-30) 

  Gleichstellung und Nichtdiskriminierung (Art. 5)  

17. Der Ausschuss erkennt die Fortschritte an, die der Vertragsstaat bei der Ausarbeitung 
von Antidiskriminierungsgesetzen auf Bundes- und Länderebene erzielt hat. Er stellt jedoch 



CRPD/C/AUT/CO/2-3* 

4 23-17758 

 d) dass die Gesetze zur Gleichstellung der Geschlechter keine Behinderungsper-
spektive enthalten; 

 e) dass es keine Mechanismen und Verfahren zur Bekämpfung von Mehrfach- 
und intersektionaler Diskriminierung von Frauen mit Behinderungen gibt. 

20. Unter Hinweis auf seine Allgemeine Bemerkung Nr. 3 (2016) und das Überein-
kommen des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen 
 

n-
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  Barrierefreiheit (Art. 9)  

27. Der Ausschuss ist besorgt über 

 a) die enge Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/882 über die Barrierefreiheits-
anforderungen für Produkte und Dienstleistungen durch den Vertragsstaat, unter Auslassung 
wichtiger Bereiche wie Gesundheitsleistungen, Bildungsgüter und -dienstleistungen, Haus-
haltsgeräte und bauliche Umwelt, und über den 
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hohe Zahl der bestehenden rechtlichen Erwachsenenvertretungen und gerichtlich bestellten 
Vertretungen, über die mangelnden Fortschritte bei der Umsetzung des Gesetzes, insbeson-
dere den Mangel an gemeindenahen Leistungsangeboten der Länder zur unterstützten Ent-
scheidungsfindung, und über die mangelnde Kenntnis des Gesetzes in vielen Teilen des Staa-
tes und der Gesellschaft. 

32. Unter Hinweis auf seine Allgemeine Bemerkung Nr. 1 (2014) empfiehlt der Aus-
schuss dem Vertragsstaat, die noch verbleibenden Elemente der stellvertretenden Ent-
scheidungsfindung in seinen Gesetzen zu streichen, die gemeindenahen Leistungsange-
bote zur unterstützten Entscheidungsfindung, insbesondere diejenigen, die in die Kom-
petenz der Länder fallen, erheblich zu verstärken und umfassend umzusetzen und die 
Beschäftigten aller öffentlichen und privaten Einrichtungen, denen bei der Durchfüh-
rung des Gesetzes eine Rolle zukommt, entsprechend zu schulen.
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Schutz der Unversehrtheit der Person (Art. 17) 

43. Der Ausschuss ist besorgt über Berichte, wonach 

a) im Vertragsstaat Sterilisationen von Frauen und Mädchen mit Behinderungen 
ohne ihre Einwilligung und offensichtlich außerhalb der Grenzen der §§ 253-255 ABGB, 
stattgefunden haben; 

b) Frauen und Mädchen mit Behinderungen ohne ihre Einwilligung oder sogar 
ohne ihr Wissen Verhütungsmittel verabreicht werden, insbesondere in Einrichtungen. 

42. Der Ausschuss empfiehlt dem Vertragsstaat, 
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Menschen mit Behinderungen in flüchtlingsähnlichen Situationen bereitzustellen und 
den Zugang zu wichtigen Unterstützungsprogrammen für Menschen mit Behinderun-
gen in flüchtlingsähnlichen Situationen und unter vorübergehendem Schutz stehende 
Menschen mit Behinderungen zu garantieren; 

 c) sicherzustellen, dass Flüchtlinge und staatenlose Menschen mit Behinde-
rungen sowie Menschen mit Behinderungen in flüchtlingsähnlichen Situationen, ein-
schließlich unbegleiteter Kinder mit Behinderungen, in Räumlichkeiten untergebracht 
werden, die barrierefrei sind und für diese Zwecke ausgelegt sind; 

d) gezielte und regelmäßige Fortbildung für das Personal aller  am Aufnah-
meverfahren beteiligten Stellen zu den Standards für die Behandlung von Menschen 
mit Behinderungen und zu ihren Rechten im Rahmen des Übereinkommens anzubie-
ten, wie im Nationalen Aktionsplan Behinderung 2022-2030 vorgesehen. 

Selbstbestimmtes Leben und Inklusion in der  Gemeinschaft (Art. 19) 

47. Der Ausschuss ist besorgt über 

a) das Fehlen einer umfassenden und einheitlichen Strategie für die Ausgestal-
tung, Förderung und Koordinierung des De-I
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e) keine weiteren Investitionen, auch nicht über europäische Fonds, in beste-
hende oder neue Einrichtungen für Menschen mit Behinderungen zu tätigen und aus-
reichende finanzielle, technische und pädagogische Ressourcen zur Förderung des 
Rechts auf ein selbstbestimmtes Leben für alle Menschen mit Behinderungen bereitzu-
stellen. 

Persönliche Mobilität (Art. 20) 

49. Der Ausschuss ist darüber besorgt, 

a) 
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inklusiven Schulen im Bildungsreformgesetz 2017, die gravierenden Engpässe beim Perso-
nal und den vorhandenen Plätzen im Bereich der inklusiven Kindergarten- und Elementarpä-
dagogik sowie auf fehlende Finanzmittel und den Nichttransfer von Ressourcen aus dem 
segregierten Schulsystem hin zur inklusiven Bildung zurückzuführen sind, mit der Folge, 
dass Schülerinnen und Schüler mit Behinderungen vermehrt in segregierten Schulen einge-
schrieben werden, auch auf Kindergartenebene; 

b) 
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f) Rechtsvorschriften zu erlassen, die allen Kindern mit Behinderungen  
einen einklagbaren Rechtsanspruch auf den Besuch einer inklusiven Bildungseinrich-
tung, auch auf der Sekundar- und Tertiärebene, einräumen; 

g) die Österreichische Gebärdensprache im Bildungswesen anzuerkennen 
und sie in den Schulen wirksam als Unterrichtssprache 
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62. Der Ausschuss empfiehlt dem Vertragsstaat, allen Menschen mit Behinderungen 
unabhängig von ihrem derzeitigen oder früheren Beschäftigungsstatus gleichberechtig-
ten und wirksamen Zugang zu hochwertigen Diensten zur Vermittlung von Fähigkeiten 
und zur Rehabilitation zu gewährleisten. 

Ar beit und Beschäftigung (Art. 27) 

63. Der Ausschuss ist besorgt über 

a) die vergleichsweise niedrige Erwerbsbeteiligungsquote von Menschen mit Be-
hinderungen, die niedrige Beschäftigungsquote von Menschen mit Behinderungen auf dem 
offenen Arbeitsmarkt und die zunehmend hohe Langzeitarbeitslosigkeit von Menschen mit 
Behinderungen; 

b) die ausgrenzenden Wirkungen der vom österreichischen Arbeitsmarktservice 
(AMS) auf Basis der Rechtsgrundsätze für die Beurteilung der „Leistungsfähigkeit“ in Auf-

trag gegebenen Feststellung der Arbeitsfähigkeit durch die Pensionsversicherungsanstalt 
(PVA) und der daraus resultierenden Einstufung als „arbeitsunfähig“ auf Menschen mit Be-

hinderungen (was unter anderem zum Verlust der Kranken- und Pensionsversicherung, von 
Beratungs- und Betreuungsleistungen und des Anspruchs auf eine Pension führt), über die 
Zugrundelegung des medizinischen Modells von Behinderung für die Arbeitsfähigkeitsfest-
stellung und ihre Anwendung auch auf Kinder, die Unumkehrbarkeit der Feststellung und 
das Fehlen eines wirksamen Rechtsbehelfs dagegen; 

c) die getrennte Beschäftigung von Menschen mit Behinderungen in geschützten 
Werkstätten und „beschäftigungstherapeutischen Werkstätten“, was unter anderem dazu 

führt, dass sie weder den Beschäftigten- noch den Selbständigenstatus erhalten und ihnng
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sationen von Menschen mit Behinderungen bei der Gestaltung, der Umsetzung, dem 
Monitoring und der Bewertung von Programmen und Projekten der internationalen 
Zusammenarbeit, einschließlich derjenigen der Österreichischen Entwicklungszusam-
menarbeit, gewährleisten; 

b) in enger Konsultation mit und unter aktiver Einbeziehung von Organisa-
tionen von Menschen mit Behinderungen Indikatoren zur Bewertung der Fortschritte 
bei der Erreichung der Ziele für nachhaltige Entwicklung, insbesondere von Ziel 4, eine 
inklusive Bildung zu gewährleisten, und Ziel 11, Städte und Siedlungen inklusiv, sicher, 
widerstandsfähig und nachhaltig zu gestalten, zu erarbeiten und umzusetzen. 

  Innerstaatliche Durchführung und Überwachung (Art. 33) 

75. Der Ausschuss stellt fest, dass der Volksanwaltschaft von der Globalen Allianz der  
Nationalen Menschenrechtsinstitutionen wieder der A-Status zuerkannt wurde, hebt jedoch 
hervor, dass der Unterausschuss für Akkreditierung festgestellt hat, dass der im Bundes-Ver-
fassungsgesetz festgelegte Auswahl- und Ernennungsprozess nicht breit und transparent ge-
nug angelegt ist, und stellt fest dass der Unterausschuss mehrere Empfehlungen abgegeben 
hat. 

76. Der Ausschuss empfiehlt dem Vertragsstaat, die Empfehlungen des bei der Glo-
balen Allianz der Nationalen Menschenrechtsinstitutionen angesiedelten Unteraus-
schusses für Akkreditierung zu berücksichtigen und die Volksanwaltschaft entspre-
chend zu stärken. 

 D. Folgemaßnahmen 

  Verbreitung von Informationen  

77. Der Ausschuss unterstreicht die Wichtigkeit aller in diesen Abschließenden Be-
merkungen enthaltenen Empfehlungen. Im Hinblick auf dringend zu ergreifende Maß-
nahmen möchte der Ausschuss den Vertragsstaat auf die Empfehlungen in Ziffer 46 
betreffend ein selbstbestimmtes Leben und Inklusion in die Gemeinschaft und in Zif-
fer  56 betreffend Bildung aufmerksam machen. 

78. Der Ausschuss ersucht den Vertragsstaat, die in diesen Abschließenden Bemer-
kungen enthaltenen Empfehlungen umzusetzen. Er empfiehlt dem Vertragsstaat, die 
Abschließenden Bemerkungen zur Prüfung und Umsetzung an die Mitglieder der Re-
gierung und des Parlaments, Amtspersonen der zuständigen Ministerien, lokale Behör-
den und Angehörige relevanter Berufsgruppen, wie etwa Fachleute aus den Bereichen 
Bildung, Medizin und Recht, sowie an die Medien weiterzuleiten und dabei moderne 
Strategien der sozialen Kommunikation zu nutzen. 

79. Der Ausschuss ermutigt den Vertragsstaat nachdrücklich, Organisationen der 
Zivilgesellschaft, insbesondere Organisationen von Menschen mit Behinderungen, in 
die Ausarbeitung seines periodischen Berichts einzubeziehen. 

80. Der Ausschuss ersucht den Vertragsstaat, diese Abschließenden Bemerkungen 
weit zu verbreiten, auch an nichtstaatliche Organisationen und Organisationen von 
Menschen mit Behinderungen und an Menschen mit Behinderungen selbst und ihre 
Familienangehörigen, in Landes- und Minderheitensprachen, einschließlich Gebärden-
sprache, und in barrierefrei zugänglichen Formaten, einschließlich Leichter Lesen, und 
sie auf der Website der Regierung über die Menschenrechte zur Verfügung zu stellen. 

Nächster periodischer Bericht 

81. Der Vertragsstaat hat sich dafür entschieden, seine Berichte im Rahmen des ver-
einfachten Berichterstattungsverfahrens vorzulegen. Der Ausschuss wird vor der 
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Berichterstattung eine Liste von Fragen erstellen und den Vertragsstaat ersuchen, seine 
Antworten innerhalb eines Jahres nach Erhalt der Liste vorzulegen. Die bis zum 
26. Oktober 2030 erwarteten Antworten des Vertragsstaats werden seinen kombinier-
ten vierten, fünften und sechsten periodischen Bericht bilden.  

    


